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Die Kündigung ist doch nicht nichtig. Dem Unrechtsgehalt einer
Kündigung kommt keine erhöhte Bedeutung zu.

Das Bundesgericht heisst die von der Universität Zürich gegen
das Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich erhobene Beschwerde
teilweise gut und weist die Sache zu neuem Entscheid an die
Vorinstanz zurück.

Nachdem im September 2012 kritische Berichterstattungen über
den  damaligen  Kurator  des  medizinhistorischen  Museums  der
Universität Zürich, Christoph Mörgeli, in einer Tageszeitung
erfolgten, erhob die Staatsanwaltschaft mit dem Verdacht auf
Amtsgeheimnisverletzung  Beweismittel  gegen  die  damalige
Mitarbeiterin  des  medizinhistorischen  Instituts,  Iris
Ritzmann.  Sie  wurde  in  der  Folge  vom  Vorwurf  der
Amtsgeheimnisverletzung  freigesprochen.

Im Verfahren gegen die im Zusammenhang mit dieser sogenannten
«Affäre  Mörgeli»  bereits  im  Jahr  2013  ausgesprochenen
Kündigung von Iris Ritzmann kam das Verwaltungsgericht des
Kantons Zürich in seinem Urteil vom 14. November 2019 zum
Schluss, dass die Kündigung nichtig sei und insofern nach wie
vor ein ungekündigtes Anstellungsverhältnis bestehe.

Die Universität Zürich zog das Urteil des Verwaltungsgerichts
Zürich  mit  Beschwerde  ans  Bundesgericht  weiter  (wir
berichteten:  Ausgabe  Januar/Februar  2020).

Urteil des Bundesgerichts
Gemäss  der  Medienmitteilung  des  Bundesgerichts  wurde  die
Beschwerde  der  Universität  Zürich  von  der  Ersten
sozialrechtlichen  Abteilung  des  Bundesgerichts  an  der
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öffentlichen  Beratung  am  3.  November  2020  in  Luzern  nun
teilweise  gutgeheissen  und  die  Angelegenheit  zu  neuem
Entscheid  an  das  Verwaltungsgericht  des  Kantons  Zürich
zurückgewiesen.

Vom  Bundesgericht  nicht  beanstandet  wurde,  dass  das
Verwaltungsgericht auch im personalrechtlichen Verfahren von
der  Unverwertbarkeit  der  im  Strafverfahren  erhobenen
Beweismittel  ausgegangen  ist  und  die  Kündigung  als
missbräuchlich  beurteilte.

Indes  habe  das  Verwaltungsgericht  insofern  willkürlich
entschieden, als es auf Nichtigkeit der Entlassung geschlossen
habe. Vielmehr hätte es die Kündigung nur als unrechtmässig
erachten  und  der  Betroffenen  dafür  eine  entsprechende
Entschädigung zusprechen dürfen. Mangelhafte Verfügungen – wie
diejenige zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses – seien in
der  Regel  nicht  nichtig.  Das  Zürcher  Personalgesetz  kenne
keine  Nichtigkeit,  d. h.  keine  absolute  Unwirksamkeit  von
Verfügungen.  Die  Hürde  zur  Annahme  der  Nichtigkeit  einer
Entlassung  müsse  deshalb  –  so  das  Bundesgericht  –  hoch
angesetzt werden.

Im  vorliegenden  Fall  sei  für  das  Bundesgericht  nicht
erkennbar,  inwiefern  die  vom  Verwaltungsgericht  zur
Beurteilung der Nichtigkeit zu Recht herangezogenen Kriterien
der  Evidenztheorie  erfüllt  sein  sollen.  Indem  das
Verwaltungsgericht  ohne  beziehungsweise  mit  einer  anderen
Begründung auf Nichtigkeit geschlossen habe, sei es in Willkür
verfallen.

Anmerkungen
Eine ausschliesslich auf unrechtmässig erlangte Beweismittel
abgestützte Kündigung stellt auch für das Bundesgericht eine
mangelhafte  Verfügung  dar.  Der  Bedeutung,  welche  das
Verwaltungsgericht  dem  Unrechtsgehalt  zumass,  konnte  die
Mehrheit der Bundesrichter jedoch nicht folgen: Mangelhafte



Verfügungen  seien  grundsätzlich  nicht  nichtig.  Auch  das
Zürcher Personalgesetz sehe in solchen Fällen keinen Anspruch
auf Weiterbeschäftigung vor. Die Hürden für die Annahme, dass
eine  mangelhafte  Kündigung  entgegen  dem  gesetzgeberischen
Willen nichtig ist, bleiben damit weiterhin hoch.

Nur dann, wenn der Mangel besonders schwer und offensichtlich
oder  zumindest  leicht  erkennbar  ist  und  wenn  die
Rechtssicherheit  durch  die  Annahme  der  Nichtigkeit  nicht
ernsthaft gefährdet wird, ist eine mangelhafte Kündigung auch
nichtig und wird damit quasi als inexistent betrachtet.

Damit  bestätigt  das  Bundesgericht  seine  bisherige
Rechtsprechung,  dass  ungerechtfertigte  Kündigungen  in  der
Regel  zu  Entschädigungsansprüchen,  nicht  aber  zu  einem
Weiterbeschäftigungsanspruch führen. Dem Unrechtsgehalt einer
missbräuchlichen  Kündigung  wird  somit  auch  künftig  keine
erhöhte Bedeutung zukommen. Das Verwaltungsgericht wird nun
über die Entschädigungshöhe und über eine allfällige Abfindung
zu befinden haben.


